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Die DilksaKtion kür die Landwirtschaft
Beschlüsse des HauShaltSanSschnffeS des Reichstag»

VDZ . Berlin , 86 . Jan . (Tel . ) Der Haushaltsausschutz des

Reichstags lehnte in der Einzelberatung des Landwirtschafts¬

etats eine Reihe von Anträgen der Oppositionsparteien ab.

Angenommen wurden dagegen die von den Regierungspar¬
teien in den interfraktionellen Besprechungen formulierten

Entschließungen .
Die erste fordert die Gewährung von zweiten Hypotheken

zwecks Umschuldung schwebender Schulden an Larchwirte, die
in der rationellen Fortführung der Betriebe bedroht sind. 8 »

diesem Zweck sollen territoriale Kredttrnstrtute alsbald Vor¬
schüsse von zusammen 1(X) Millionen erhalten . Rach Bedarf
sollen weitere Vorschüsse durch Begebung von Schatzwechseln
beschafft werden. Durch Verhandlungen mit den territorialen
Kreditinstituten sollen diese zur Aufnahme von Anleihen der -

anlatzt werden, die ihnen die Gewährung weiter zweiter Hy -

potheken ermöglichen. Auch die Kreditlage der Roggen^ uld-
ner soll durch diese Kredite erleichtert werden . Für den Klein -

besitz solle,! nicht zweite Hypotheken, sondern andere lang -

fristige Kreditformen gewählt werden . Bei der Vergebung der
Kredite sollen Gutachter der landwirtschaftlichen Selbstverwal -
tuno und der Kreditinstitute Mitwirken.

Me zweite Entschließung fordert , daß die durch die Preu -

tzenkafle gegebenen ReichSkredite erst nach der kommenden
Ernte und in Raten brS März 1929 zurückverlangt werben,
die dritte verlangt , dah den Landwirten die AbwicklungSkredite
der Preutzenkasse unter Entlastung der Preutzenkaffe durch
das Reich so lange belassen werden , datz sie aus den Ernte¬
erträgen zurückgezahlt werden können. Nach der vierten Ent¬
schließung sind die Landesfinanzämter anzuweisen , datz die
durch Anordnung vom 1 . Aug. 1927 vorgenommene Erhöhung
der Rahmensätze zur Einkommen- und Umsatzsteuer für nicht-
buchführende Landwirte ohne besonderen Antragder Steuer -

pflichtigen durch entsprechenden Nachlass bei den Abschluss - und
Vorauszahlungen in allen denjenigen Gegenden rückgängig zu
machen ist , wo eine Erhöhung der Einnahmen aus dem Verkauf
landwirtschaftlicher Erzeugnisse gegenüber dem vorhergegan¬
genen Steuerjahr nicht eingetreten ist: Dabei soll insbeson¬
dere bei bäuerlichen Betrieben eine etwaige Entlassung von
Lohnarbeitern und deren Ersetzung durch Familienangehörige
berücksiĉ igt werden . Rach der fünften Entschließung sind die
Landesfinanzämter anzuweisen , datz sie Anträgen auf den Er -
latz von Zinsen für Steuerrückständen Rechnung tragen . Rach
der sechsten Entschließung soll sich die Reichsregierung einen
gebührenden Einfluss bei der Verteilung und Verwendung
>er Mittel sichern .

In der siebenten Entschließung wird die Reichsregierung
um Vorlegung einer Denkschrift über die wirtschaftliche u>id
soziale Lage der Landarbeiter und über die Belastung der
Landwirtschaft durch die sozialen Einrichtungen ersucht. An¬
genommen wurde ferner ein deutschnationaler Antrag , datz
die Preise für die künstlichen Düngemittel tunlich bis auf
weiteres in ein angemessenes Verhältnis zur Kaufkraft der
ländlichen Bevölkerung gebracht werden.

*
Innerhalb der Regierung und der ihr nahestehenden par¬

lamentarischen Kreise ist die Frage erörtert worden, wie dies«
Kreditgewährung auf den Reparationsagenten wirken wird .
Man wird infolgedessen mit ihm in Fühlung treten .

Nerttgst - llung des Kutisk - r.« rt - ilS
WTB . Berlin , 26. Jan . (Tel .) Das mit der Durchführung

des zweiten KutiSkerurteilS betraute Gericht hat jetzt, nachdem
der vielgenannte Angeklagte, Iwan KutiSker, im Herbst vorigen
Jahres während des Prozesses gestorben ist, das Urteil gegen
ihn fertiggrstellt , das nicht weniger als 500 Druckseiten um¬
fasst . Das Gericht würdigt in diesem Urteil sehr ausführlich
die zweite Beweisaufnahme und kommt zu dem Schluss, datz
Kutisker wesentlich milder bestraft worden wäre und da» Ge¬
richt nur auf Gefängnisstrafe erkannt hätte , wenn der Haupt¬
angeklagte das Urteil erlebt haben würde . Das Gericht er¬
blickt einen sehr erheblichen MilderungSgrund in dem Verhal¬
ten der früheren TtaatSbankbeamten Rühe und Hellwlg, die
es Kutisker nur allzu leicht gemach hätten , seine Schwinde¬
leien auszuführen . Beide Beamte der Staatsbank hätten eS
an der in ihrem Amte unerlätzlichen Sorgfalt fehlen lassen
und so sei auch durch ihr Verschulden die Schuld des Ange¬
klagten immer grösser geworden. Auch die übrigen Angeklag-
ten find in dem zweiten Urteil besser fortgekommen . So
wurde der angeklagte Kaufmann Grieger , der frühere Direk¬
tor der Mechanischen Treibriemenfabrik in Teinpelhof , gänz -
lich freigesprochen, während der älteste Sohn KutiSkerS, Alex¬
ander Kutisker . anstatt 8 Monaten 3 Monate Gefängnis er-
hielt . Gegen dieses Urteil hat Alexander Kutisker Revision
eingelegt , so datz nunmehr auch daS Reichsgericht als dritte
Instanz sich mit dem Fall des verstorbenen Kutisker wird be¬
fassen müssen.

DaS Reichskabinett beschäftigte sich am Mittwoch laut
„D. A . Ztg." nicht nur mit dem Problem der landwirtschaft¬
lichen Nothilfe, sondern auch mit Fragen der Außenpolitik )
insbesondere Völkerbundsfragen , und ferner mit der Vorbe¬
reitung der Einsetzung deS von der Länderkonferenz in Aus¬
sicht genommenen 18köpfigen Verfassungsausschusses für die
Reichsreform . Als letzter Punkt stand auf der Tagesordnung
das LiquidationSschädenschluhgesetz, zu dem die Regierungs¬
parteien neue Vorschläge angekündigt haben.

Verlegung der Oberpostdtrrktion Darmstadt ? Wie der „Hes-
fische Volksfreund " auS zuverlässiger Quelle erfährt , soll dar
RelchSpostministerium endgültig beschlossen haben , die Ober -
postidirektion Darmstadt zu verlegen . Sie soll ihren Sitz zu¬
künftig entweder in Frankfurt a . M . oder Karlsruhe haben .

Letzte Nachrichten .
Die Abänderung des Ikeichswabigesetzes

dl . Berlin , 28. Jan . ( Priv .-Tel . ) Am heuttge« Rach-

mittag finde« tm Reichstag weitere Berhaudluuge » zwischen
de« Regierungsparteien in enger Fühlungnahme mit
Demokraten und Sozialdemokraten über die Ab -
Andern«- des Wahlgesetze » statt . Der Gedanke, die Wahl -

zrttel , die bisher das Reich bezahlte, wieder de« Parteien zn-

znschiebe «, kan « als abgelehnt gelten. Auch gegen eine Er¬
höhung der Unterschriftenzahl mache « stch starke Bedenke» be¬
merkbar. Dagegen dürfte als BorauSsetzung für Re Nomi¬
nierung von Kandidaten eine erhebliche Kantion gefordert
werden.

Die 26"/oige « eparationsabgabe
M . Berlin , 28. Jan . (Priv .-Tel . ) Gestern fanden in

Paris auf dem Quai d'Orsay Berhandlnngen über die A b-
lösnng der 28pr » ze » tigen ReparattonSab -
gaben auf deutsche nach Frankreich ringeführte Waren statt .
Drei französischenSachverständigen standen ebensoviel deutsche
gegenüber . Ferner wurde auch der Reichsvertreter bei der
Reparationskommission zugezogru. Die Berhandlnngen wer¬
de« fortgesetzt.

Die amerikanische Dandelsbilanz
Ick . Berlin , 28. Jan . (Priv .-Tel.) DaS amerikanische

AnßrnhandelSamt gibt, wie ans New Kork gemeldet wird,
bekannt, daß in de« 11 Monaten des Jahre » 1987 (ohne De¬
zember) die Ausfuhr einen Wert von 4457 Millionen Dol¬
lar , die Einfuhr eine» solchen von nur 3852 Millionen
Dollar hatte . Die amerikanische Handelsbilanz weist somit
vorläufig eine« Ausfuhrüberschuß von 888 Mil¬
lionen Dollar aus, eine Summe , die gerade der Höchst»
snmme der von Deutschland nach dem DaweSplan vom Herbst
ab z« zahlenden JahreSleistnng entspricht.

WoldemaraS in Berlin
Reichsaussenminister ;Dr. Streseman « hat Mittwoch nach¬

mittag den litauischen Ministerpräsidenten WoldemaraS zu
einer Unterredung empfangen , die über zwei Stunden
dauerte . Die Besprechungen werden währeröd der nächsten
Tage fortgesetzt.

WoldemaraS schreibt in der „B . Z." über die deutsch¬
litauischen Beziehungen : DaS wichtigste Problem für Litauen
ist nach der Wilna -Frage gewitz die deutsche Frage . Wir
find unS der Notwemsigkett durchaus bewusst, unseren deut¬
schen Staatsbürgern im Rahmen der Verfassung in jeder
Weife enttzegenzukommen. Die litauische Negierung weih
sich frei von jeder Feindseligkeit gegen die deutsche Minder¬
heit ( ? ) . Ich versichere , oah wir in Zukunft Übergriffe ein¬
zelner Stellen gegen das Deutschtum in Litauen noch
weniger dulden werden als bisher . Ich selbst werde mich
wegen jeder einzelnen Klage, die mir zu Gehör kommt, mit
dem Gouverneur in Verbindung setzen . Persönlich übernehme
ich die Verantwortung dafür , dass unsere deutschen Staats¬
bürger keinen Grund mehr zu Klagen haben werden . Wie
sehr die litauisch« Regierung die deutsche Kultur zu schätzen
weitz, hat sie durch Errichtung und Erhaltung eines deutschen
Gymnasiums in Kowno bewiesen. DarÄber hinaus wünschen
wir aufrichtige pÄitische Zusammenarbeit mit dem Deutschen
Reich .

Litauische Zusicherungen und Beteuerungen sind nach den
gemachten Erfahrungen mit grösster Vorsicht aufzunehmen .
Litauen hat sich bisher bei keiner Gelegenheit als vertrags -
fähig erwiesen . Mit Reckt schreibt die „Deutsche Allg. Ztg .",
die darauf hinweist, 'dass die Litauer nun 5 Jahre in Memel
fitzen : Wenn es Litauen wirklich aufrichtig darum zu tun ist,
sich mit Deutschland zu verständigen, und in Freundschaft zu
leben, dann mutz das nicht allein mit Worten gesagt , sondern
auch durch die Tat bewiesen werden. Die Brücke von Deutsch¬
laich nach Litauen führt über das Memelgebiet . Dies hat
der litauische Ministerpräsident so schön gesagt . Dann darf
er das Memelgebiet aber auch nicht so behandeln lassen, dass
eS zu einer Scheidewand werden muh . Bei den bevorstehen¬
den Verhandlungen wird es sich auch wieder zeigen , ob die
litauische Freundschaft Deuffchlaftb gegenüber echt ist .

*
M . Berlin , 26 . Jan . (Priv .-Tel . ) Zu den Verhandlungen

über den deutsch -litauische» Handelsvertrag erfahren wir , dass
man mit einer zwei- bis dreitägigen Dauer rechnet. Vor¬
läufig haben die Verhandlungen der Sachberater eingesetzt.
Eine Besprechung zwischen WoldemaraS und Streseman » ist
noch nicht in Aussicht genommen, über die Einzelheiten wird
vorläufig nichts bekannt gegeben, sondern erst nach dem Ab¬
schluss der Verhandlungen ein kurzes Kommunique veröffent¬
licht werden.

Diefranzöftschen Gewerkschafter» und die Wahlen
WTB . Pari », 26 . Jan . (Tel .) Der Verwaltungsausschuss

de« Allgemeine« GewerkschastSbundeS (EGT . ) hat gestern im
Gegensatz zu den Gewerkschaften Moskauer Richtung beschlos¬
sen , datz während der Wahlperiode kein Gewerkschaftssekretär
daS Wort ergreifen soll, ausser in rein gewerkschaftlichen Ver -
sammlungen . Dadurch ist die Neutralität deS Allgemeinen
GewerkschastSbundeS gegenüber alle» politischen Parteien pro¬
klamiert worden.

Staatspräsident Remmele
über Linbeitsstast und Länderkonkerenz

Am vorigen Montag hat der bayerische Minister¬
präsident -De Held den Vertretern der Münchener
Presse sein« Ansichten Wer die Berliner sog.
Länderkonferenz mitgeteilt . (Wir haben unseren
Lesern am Dienstag davon Kenntnis gegeben.)

Da ist es nun interessant , die gleiche Frage in
der Auffassung des badischen Staatspräsidenten
Dr. Remmele behandelt zu sehen . Er sprach dar¬
über am Sonntag vormittag in einer Funktionär¬
versammlung der Sozialdemokratischen Partei in
Karlsruhe . Staatspräsident Dr. Remmele führte
dort aus :

Nun stehen wir mitten in der theoretischen Auseinander¬
setzung über den Einheitsstaat . ®ei meinem Vortrag vor
Ihnen am 7. Dezember letzten Jahres schloss ich mit dem
Bekenntnis zu einer Zwischenlösung: Preussen solle seinen
Provinzen höhere Autonomie geben. Die dann noch 'verblei¬
benden Regierungsgeschäfte des Staatsverbandes Preussen
könnten womöglich von einer Reichsregierung übernommen
werden , in welcher sich neben anderen ivweils von Preussen
gestellte Minister befinden. Im alten Reich bestand ja auch
ein Dualismus zwischen dem Reich und Preussen, der durch
eine Personalunion in der Regierung behoben wurde. Sou¬
veränität und Verwaltungszuständigkeiten der süddeutschen
Länder seien enffprechend der Entwicklung der Reichsexe¬
kutive zu bereinigen , wodurch sich eine Annäherung der
Hoheits - und Verwaltungszuständigkeit mit den norddeuffchen
Ländern ergebe . Ein regionaler Aufbau des anzustrebenden
Einheitsstaates schwebte mir dabei vor und meine Auffas¬
sung, dass wir eS somit vor allen Dingen mit einem preu¬
ßischen Problem zu tun haben, hat sich in den letzten Wochen
nur noch vertieft . Die totale Zerschlagung Preußens und
die Auflösung dieses Landes in völlig selbständige Länder
birgt eine große Gefahr in sich ; auch schafft sie die Gefahr
der Ausschaltung de» Einflusses der Sozialdemokratie auf die
Verwaltung Preußens , wie überhaupt auf die Verwaltung
der Länder . Reichstagsabgeordneter Erich Koch , der Führer
der Demokratischen Partei , unter den Reichstagsabgeoroneten
wohl der ausgesprochenst« Unitarier , sagt hierüber in seinem
neuen Buch „Einheitsstaat und Selbstverwaltung ", der Be¬
stand Preußens wirkt unitarisch und seine Auflösung zentri¬
fugal . 1919 habe die Zerschlagung Preußens zur Erörterung
gestanden . Mittlerweile müsse man zugeben, dass eS damals ,
wie die Geschichte aufweist, ein Fehler war , diese Forderung
zu stellen. Es fei ein Glück gewesen , daß die Deutsche Re¬
publik t» diesen Jahren ein kraftvolles Preuße « gehabt Hab«.
Auch für die nächste Zukunft steht eS so , dass die Sozial¬
demokratische Partei nur zeitweise der Reichsregierung ange¬
hört . Ich wies dann noch in meinem Bortrag darauf hin,
es sei eine Forderung unserer Zeit, dass die plan - und sinn¬
lose Entwicklung zum bürokratische » Zentralftaat Deutsch¬
land » in welcher wir uns zurzeit befinden, abged raffelt wird.

Ein parteigenössischer Freund schrieb mir im Anschluss an
meinen ersten Bortrag , „die bisherige Gliederung des Rei¬
ches sei ein Produkt der preußischen Gewaltpolitik von ehe¬
dem . Diese Gewaltpolitik sei auf halbem Wege stehen ge¬
blieben . Wäre diese ganz durchgeführt worden, so würden
die Schwierigkeiten jetzt leichter zu überwinden sein. So
wie die Dinge heute liegen, ist Deutschland krank an Preu -
ßen» und Preuße « krank an seine » Eroberungen von 1884/88.
Ohne diese Eroberungen würde der Zusammenschluss der
mittel - und norddeuffchen Kleinstaaten des Reiches viel leich¬
ter fein . Jeder Weg über Preußen znm Reich ist ungangbar .
Wir brauchen eine Gliederung de » Reiche» in einer geringen
Anzahl von Stammesstaaten , die möglichst zugleich Wrrt -
schaftsprovinzen sein müssen und eine scharfe Teilung der
Kompetenzen zwischen Reich und Gliedstaaten."

Die Literatur der jüngsten Wochen über dieses Problem
weist immer wieder auf dessen Kompliziertheit hin . In der
Ablehnung des bürokratischen Zentralismus des Reiches
herrscht Einmütigkeit ; auch in der Zurückweisung des in
Bayern bodenständigen Partikularismus . Keine Klärung der
Meinung aber besteht in der Frage , ob dar unitarische Reich
überhaupt zuwege gebracht werden soll. Hierin geht der Riss
durch alle Parteien . Höpker -Aschoff will ein dezentralisiertes
Preußen als Reichsland und die süddeutschen Staaten bis
auf weiteres in ihrer alten Form erhalten . Also eine neue
Mainlintr , ähnlich wie zur Zeit des norddeutschen Zollver¬
eins . Ministerialdirektor Dr. Ritter möchte die Stadt Berlin
reichsunmittelbar erklärt haben. In Frankfurt a . M . spielen
politische Kreise mit dem Gedanken, Nassau, Hessen und Nn-
terbaven bis gegen Bruchsal hin zu einem Südwestdeutschland
mit der Hauptstadt Frankfurt zu vereinigen. Wer schon so-
weit ist in seinen Gedanken mit der Einteilung der neuen
Reichslande , der mutz natürlich den AuSgang der Länder »
konferenz als eine grosse Pleite bezeichnen . Ander» denkt,
wer diê föderalistischen und die unitarischen Kräfte richtig
einzuschätzen weiß und wer dir Neuordnung der Dinge auf
dem verfassungsmässigen Boden vollzogen wissen will.

Die Konfrrenz der Länbrrregierungen
war auf Anregung unitarisch orientierter Länderminister
einberufen worden, welche sich von ihr eine Verständigung
über die Neufestsetzung der Kompetenzen für Reich und Län¬
der erhofften . Wie Ministerpräsident Braun auf der Kon¬
ferenz zum Ausdruck brachte , ist man bei der neuen ReichS -
verfaffung auf der Treppe , die zum Einheitsstaat führt ,
hinaufgestiegen ; jetzt fitze man mitten auf derselben ohne zu
wissen, was nun weiter werden soll. Die Föderalisten woll¬
ten die Stiege wieder hinunter , die Unitaristen dieselbe ganz
hinauf . Der Umstand, dass die Reichsregteruna zur Bespre¬
chung dieser Materie die Konferenz einberief, dass sie neben
Föderalisten auch Unitaristen zu Referenten bestellt , hass st»



sich aber andererseits über ihre eigenen Absichten völlig auS»
schwieg, und der weiter« Umstand, datz die Reichsregierungdie Weiterberatung über di« zukünftige Reichsgliederung ineiner Sachverständigenkommission mit starker Beteiligung derWirtschaftskapitäne im Auge hatte , ohne es auszusprechen,erzeugte bei den Vertretern von Bayern und Württemberg«in lebhaftes Mißtrauen . ES sieht aus , qls ob man inBayern heute der Reichsregierung noch viel weniger ver¬traut , als den früheren Regierungen . Man fürchtet wohl inder Feststellung des tatsächlichen Zustandes oer nun einmal
zwischen Reich und Ländern vorhandenen Differenzen und inder Schaffung von Vorschlägen zur Beseitigung derselbeneine Beeinträchtigung der föderalistischen Kräfte , eine Vor¬
bereitung zur Schaffung des unitarischen Einheitsstaates .Dies« Einstellung fand auf der Konferenz dadurch eine Ver¬stärkung, indem auch die unitarisch orientierten Länderver¬treter nicht dafür zu haben waren , daß etwa der von demReichskanzler a . D . Luther geführte Bund zur Erneuerung

. des Reiches, oder die Farben A.-G . und der Industriellen »
tag in dem Ausschuß den Ausschlag geben würden . Dievon der Wirtschaft vertreten « Rationalisierungstheorie läßtsich auch in der Tat nicht so ohne weiteres auf die öffent¬liche Verwaltung anwendcn . Bei der Industrie geht es umdie Einschränkung des Selbstverwaltungsrechtes der Länderund der Gemeinden , geht . es um « ine Rückführung der ge¬meindlichen und staatlichen Produktionsbetriebe in die Händeder Privatwirtschaft .

Die ausgesprochenen Föderalisten hätten am liebsten eine
Sachverständigen-Kommission von fünf Länderregierunaengehabt, wodurch am ehesten ein« Sicherung gegen «ine Wil-
lenserklärung zum unitarischen Staat gegeben gewesen wäre.Aus letzterem Grunde gab es auch eine lange Unterhaltungdarüber , ob die Kommission der Sachverständigen die Lö . ung' des Gesamtproblems durch ein Gutachten vorbereiten solleoder ihr lediglich di« Aufgabe einer doktrinären Unterhaltungzustehe, worüber später einer Ministerkonferenz ohne Antrag¬stellung zu berichten wäre . Es kam schließlich eine Einigungdahin zustande, daß die im Verfassungsausschuß des Reichs-rates vertretenen Länder neun Vertreter und die Reichs-regierung ebenfalls neun Vertreter entsenden . Von letzterenneun Sitzen will die Reichsregierung etwa vier an Rechts¬gelehrte und Vertreter der Wirtschaft abgeben. Der Ausschußhat dann noch die Möglichkeit , mit Zweidrittelmehrheit wet -

■ tere Vertreter des politischen und wirtschaftlichen Lebens zu¬zuwählen .
In der Reichsregierung scheinen zu dieser Frage zweiRichtungen vertreten zu sein, die eine , welche unter Führungvon Minister Curtius dem Willen der Wirtschaftsführer Vor-

Bub leistet, und die andere , geführt von dem Minister Keu-
ll, welche den Föderalisten die Stange hält.
Noch eine andere Beobachtung gibt über das verhältnis¬mäßig geringe Ergebnis der Konferenz Aufschluß und das istdie , daß die Reichsregierung Entscheidungen der Konferenzgegen den Willen von Bayern und Württemberg , um gerechtzu sein , muß auch gesagt werden , gegen den Willen vonPreußen , nicht zuläht . Das ängstliche Bemühen der Reichs¬regierung , die Vertreter der genannten zwei süddeutschenLänder durch nicht nach jeder Richtung hin genau überlegteBemerkungen zu verletzen, schaffen mitunter geradezugroteske Situationen .
Einigkeit bestand eigentlich nur darüber , datz von allenSeiten der
unbefriedigende Zustand der Beziehungen zwischen Reich

und Länder ,
wie sie in der Weimarer Verfassung vorgesehen sind, eineReform dringend notwendig macht. Deswegen erfolgte schließ -
lich auch,nach langem Streit die Einsetzung des verfassungs¬rechtlichen Ausschusses und eines Finanzausschusses , in welchletzterem Grundlagen für Aufrichtung von Vetorechten fürdie Finanzminister gefunden werden sollen.Wie schwer letzten Endes auf einer Konferenz von Regie¬rungsvertretern der Länder ein« einmütige Kundgebung zu
erzielen ist, dafür mag eine weitere Beobachtung ein -Beweis¬
stück sein . Die Herren IDr. Held und iDr. Bazille konnten zurEinleitung ihrer Referate erklären , sie sprechen namens ihrerRegierungen , während die übrigen Referenten und Dis¬
kussionsredner jeiveils nur für ihre Person zu sprechen imStände waren . Ein Überblick über die parteipolitische Zu¬sammensetzung der Regierungskoalition in den Ländern gibthierzu den Aufschluß. In den Regierungen aller Länder —eben mit Ausnahme von Bayern und Württemberg —

- herrschte keine einheitlich geschlossene Meinungsbildung , wederüber das Ziel der notwendig gewordenen Reformbewegung ,noch über die Wege, die zu gehen sind . Nicht einmal überdi« viel einfacher liegende Frage einer Verwaltungsreform
. innerhalb der Länder konnte es bisher zu einer entschluß-

freudigen Mehrheitsaktion kommen. In allen Ländern bleibt
, die Verwaltungsreform stecken, weil die Bevölkerung für
. eine solche Reform nur solange ist , als ihr Heimatsort vonder Aufhebung von Behörden nicht betroffen wird . -

Der erste Tag der Konferenz beschäftigte sich mit Referatenüber
das staatsrechtliche Berhültnis zwischen Reich und Ländern
wohl bemerkt, nicht über di« Frage , wie jetzt schon der Ein¬heitsstaat aufzurichten wäre . Es standen gegen den Ham¬
burger Bürgermeister Petersen und den preußischen Minister¬präsident Braun die Ministerpräsidenten von Württembergund Bayern . Allein selbst der Hamburger Peterser verwirftjede Gliederung des Reichs, die nicht dem VolksbewußtseinRechnung tragen würde und di« den Charakter einer Ge¬waltsamkeit hätte . Er hält keine Lösung für möglich , diePreußens Bestand nicht solange garantiert , bis « in neuge¬gliedertes Einheitsreich mit starker Reichsgewalt geschaffen»st. Zur Erreichung des Zieles denkt er sich eine Verfassung,die den Ländern auch weiterhin eine Einwirkung . auf dieReichswillensbildnng gewährleistet . Zu diesem Meck befür -

. wollet er den Aufbau lebendiger unitarer und mittlerer
Selbstverwaltungskörper unter Verkürzung des Jnstanzen -'

> Wegs zur Zentralregierung . Die Untergliederung : des Rei-
ches erblickt er in Gebilden, die kulturell und wirtschaftlichvoll lebensfähig sind und im Rahmen des Reichs ihr Eigen¬leben führen . Mit anderen Worten , eine Reform der ge¬meindlichen Selbstverwaltung und der Länder -Selbstverwäl -
tung hält er für erforderlich, wobei in den Ländern die nochzur Zeit bestehenden Parlamente und Regierungen eine Ein¬
schränkung erfahren .

Der württembergische Ministerpräsident hat seine Verteidi¬gung für den Föderativstaat stark auf gewordene Geschichteaibgestellt und daraus schlußfolgernd gemeint , nicht nur diedeutsche Nation , ganz Europa könne in Brand geraten ,wenn den deutschen Länderii ihre Hoheitsrechte genommenwerden.
Ohne aus das Für uiid Wider dieser Frag « weiter einzu¬gehen. beschäftigte sich Staatspräsident Remmele schließlichm,t dem Endergebnis der Konferenz , von welchem er be-merkte, daß von letzterer nach Lage der einschlägigen Sach¬umstand « etwas anderes kaum erwartet werden konnte Alsgegenwärtiges Ziel hält er nur die verwaltungstechnischen

, und verfassungsrechtlichen Vorarbeiten für erfolgreich, dieeine einfach gegliederte und billige Arbeit des Behörden-apparates , der Parlamente -und der Selbstverwaltungskörper ,schäften bringen . Diese Reform ist in erster Linie - Sache der- Länder ; sie ist aber auch eine Aufgabe des Reichs, denn ohnesie läßt sich .kaum ein neuer , anders gearteter Finanzausgleichdenken. Di » finanziell leistungsstarken Länder « erden r»

auf dir Dauer adlrhnru , ihre Steueraufkommen durch dasReich an Länder verteilt zu wissen » die einen aufgeblähten»der überalterten BerwaltungSapparat unterhalten . Es istauch die Reform einer
Rechtsangleichung der Ländrrgesetzgrbung und der

Steurrgesetze
höchst spruchreif, von der auffallenderweise Bayern auchnichts wissen will. Diese Reformarbeiten bringen zwar zu¬nächst nur eine Zwischenlösung, sie fördern aber die Bestre¬bungen für ein einheitliches Staatswesen im Reich , sie be¬
reinigen die verworrenen Zuständigkeitsgebiete zwischenReich und Länder und schassen zwischen der unteren undhöheren Selbstverwaltung eine neue und bessere Klarstellung .Ich schließe meine Ausführungen mit dem Hinweis aufden ehemaligen Reichsminister des Innern , vr . Koch, der inseinem Buch „Einheitsstaat und Selbstverwaltung " als
Hauptstücke in dem Verwandlungsprozeß , der zum Einheits¬staat führt , folgende erwähnt :

1 . eine klare Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischenReich und Ländern nach dem Grundsätze , daß die Entschei¬dung der Lebensfragen des deutschen Volkes dem Reiche ge¬bührt , alle anderen Aufgaben aber im weitesten Umfange anLänder und Gemeinden abzugeben find,2 . eine Ausstattung der Reichsregierung mit dem Rechte ,di« Ausführung der Reichsgesetze durch Länder und Gemein -den wirksam zu beeinflussen und zu kontrollieren .3. eine Vereinheitlichung (nicht Verreichlichung) des Ver¬
waltungsunterbaues , die Einführung einer einheitlichenStädte -, Kreis - und Gemeindeordnung , einer Verwaltungs¬gerichtsbarkeit und der Ausbau der Selbstverwaltung »4. eine vernünftig « regionale Gliederung , die es den
Reichsbehörden erst gestattet, an leistungsfähige , aber nichtübermächtige Verwaltungsgebiete (Länder ) zu dezentrali¬sieren . Aps dieser Sachlage ergibt sich meine Erkenntnis ,wie schwer es werden wird, zu einer neuen Ordnung zu kom¬men und einen Ausgleich zwischen den föderalistischen und
unitarischen Kräften zu finden . Nötig ist vor allem , daßeine starke und einige Reichsregierung di» Führung über¬nimmt undt .dah die politischen Parteien und Wirtschaftskreise
zu einer Klärung ihrer Meinung zu diesem Problem kom¬
men . — Der Versammlung dankte mit lebhaftem Beifall demRedner für seine ausklärenden Darlegungen . _

Deutscher « elcbstag
WTB . Berlin » 25 . Jan .

Auf der Tagesordnung steht
die zweite Beratung des Justizetats

mit den dazu von den Parteien eingebrachten Anträgen und
Interpellationen .

Reichsjustizminister Hergt leitet die Beratung durch Aus¬
führungen über die allgemeine Lage des Justizwesens ein . Im
Ausschuß habe Abg . vr . Rosenfeld über Stagnation in der
Gesetzgebungsarbeit des Justizministeriums geklagt, währendder zweite Oppositionsredner , vr . Haas , vor einer gesetzgeberi¬
schen Überproduktion auf diesem Gebiete warnte . Ich möchtees in diesem Falle mit Dr. Haas halten . Das Reichsjustiz¬ministerium hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die Fehlerder Vergangenheit nicht wiederholt werden und daß nur das
wirklich Gereifte und dringend Notwendige an gesetzgeberischerArbeit geleistet wird, Qualitätsarbeit also an Stelle der
Massenfabrikation . Ich bin her Meinung » daß die Vorlageüber die Rechte der unehelichen Kinder möglichst bald aus dem
Reichsrat herauskommen und weiterbearbeitet werden sollte-.Das Verhältnis des Reiches zu den Ländern erfordert nochviele Arbeit zur Herbeiführung eines vereinfachten Zusam -
menarbeitens . Der Entwurf über den Strafvollzug ist eine
Frucht dieses freiwilligen sachlichen Zusammenarbeitens .Wenn wir oie Rechtsangleichung mit Österreich erstreben , so
S
ollten wir auch die Rechtsangleichung im Reiche mit den Lün¬
ern fordern . Das wäre besonders notwendig in den Fragender Ausbildung der Juristen , der Freizügigkeit der Anwälte ,der Gebührenregelung . Die deutsch -österreichische Zusammen¬arbeit bei der Strafrechtsreform hat sich ausgezeichnet be¬

währt . Wir hoffen, daß diese Arbeit in ähnlicher Weise von
den beiden Brüdervölkern gemeinsam fortgesetzt wird und daßdie politischen Verhältnisse nicht die bisher geleistete Arbeit
nutzlos machen . Wir wünschen , daß die Rechtsangleichung
sich nicht auf das Strafrecht beschränkt, sondern sich weiter
ausdehnt auf andere Gebiete und schließlich auf das allgemeine
bürgerliche Recht. Jedenfalls wollen wir die große Justiz -
resorm der Zukunft in engster Anlehnung an Österreich unter¬
nehmen . Eine „Vertrauenskrise der Justiz " muß ich bestrei¬ten . Das bedeutet nicht die Ableugnung mancher Verfehlungenund Verstöße, die in Richterkreisen selbst am schärfsten gerügtwerden . Wir haben jetzt geradezu eine politische Justiz von
unten , nicht mehr von oben. Man sucht nach politischen Mo¬
tiven beim Staatsanwalt und beim Richter. Man trägt die
Politik in das Verfahren selbst hinein . Der Vorwurf einer
politischen Justiz von oben kann nicht erhoben werden. Die
Statistik ergibt , daß im Reiche und auch in Preußen die Zahlder Strafverfolgungen wegen Hoch- und Landesverrat in den
letzten Jahren ganz außerordentlich stark zurückgegangen ist.

Abg. Landsberg (Soz . ) begrüßt die Ankündigung einer wei¬
teren Angleichung des Rechtes mit Österreich. Vor allem
sollte den Bürgern Österreichs das Bürgerrecht in allen deut¬
schen Ländern gewährt werden unter der Voraussetzung der
Gegenseitigkeit. Die Kritik des Ministers an der Einfluß¬
nahme der Presse auf die Rechtspflege sollte wohl der ihm
nahestehenden „Deutschen Tageszeitung " gelten. Der Redner
übt Kritik an verschiedenen Urteilen des Reichsgerichts. Jetzt
sei praktisch der Hochverratsparagraph gegen rechts aufge¬
hoben und in Geltung nur gegen links . Das sei geradezuKorruption der Justiz . «Beifall links.)

Reichsjustizminister Hergt entgegnet Landsberg ausführlich .
Abg . Lohmann (Dntl . ) begrüßt die Rechtsaiigleichung mit

Österreich. Eine gewisse Vertrauenskrise ln der Justiz läßt
sich nicht leugnen . - Eine gewisse Bolksfremdheit des Rechts
ist eingetreten durch die Übernahme des römischen Rechts.
Daß auch bei den Richtern manche Mißgriffe vorgekommen
sind , wird niemand bestreiten . Viele Richter haben sich mitder Staatsumwälzung und der neuen Staatsform innerlich
noch nicht abgefunden . Der Vorwurf , daß ein großer Teilder deutschen Richter verfassungsfeindlich sei, ist aber durch¬aus falsch . Die deutschen . Richter haben den guten Willen,
sich den neuen Verhältnissen anzupassen. Das wird ibnen
erschwert durch die schon vom Minister geschilderte Einfluß¬nahme der öffentlichen Meinung und der parteipolitischen
Agitation auf die Justiz . Wir bedauern es, daß auch von
hohen Beamten manchmal die deutsche Justiz abfällig beurteiltwird . Das gilt auch von der Begründung des Arbeitsgerichts¬
gesetzes , in der eS heißt, daß die vielfach in der Öffentlichkeit
aufgetretenen Äußerungen des Mißtrauens gegen die ordent¬
liche Gerichtsbarkeit für die Einführung von Sondergerichten
sprächen. Notwendig ist eine Besoldung der -Richter, die ihnendrückende materielle Sorgen erspart . Im demokratischenStaate mutz bei dem starken parlamentarischen Einfluß die
Unabhängigkeit der Richter als unentbehrliches Gegengewichtbestehen bleiben. - .

Die Weiterberatung des Etats wird gegen 18K Uhr ausDonnerstag 14 Uhr vertagt , nachdem noch ohne Debatte das- 2. - Gesetz über wertbeständige Hypotheken in allen drei Le»sungen angenommen worden ist.

IPoIitiecbe Neuigkeiten
- Die verurteiiierr Femem- rder

Die Berliner Mütter beschäftigen sich mit -der Frage , obdas rechtskräftig gewordene Todesurteil gegen die vier imWilmsprozeh zum Tode verurteilten Angeklagten Schulz,Fuhrmann , UnÄhofer und Klapproth vollstreckt werden wird.Dem „Lcstanzeiger" zufolge scheint an allen zuständigenStellen der Eindruck zu bestehen, daß von der Vollstreckungdes Todesurteils Abstand genommen werden wird . DasBlatt verzeichnet sogar die Möglichkeit , datz die Umwandlungder Strafe in Festungshaft erfolgt , da den Verurteilten diebürgerlichen Ehrenrechte nicht abgesprochen worden sind .Auch das „B . T .
" erklärt , daß mit größter Wahrscheinlichkeitauf ein« Umwandlung -der Todesstrafe in Freiheitsstrafe zurechnen ist , und datz eine solche Absicht nirgends aus Wider¬stand stoßen werde. Man möge die Fememörder begnadigen,so sagt das Blatt , und zwar bald , damit die Verurteilten ausver Ungewißheit — auch das ist eine unmenschliche Strafe —

möglichst schnell befreit werden.Die Verurteilten , die in die Mörderzell « in Plötzensee ge¬bracht worden waren , obwohl durch ihr« Verteidiger ein Wie¬
deraufnahmeverfahren beantragt wovden war , sind nunmehrVergünstigungen zugestan -den , u . a . die Erlaubnis , ohne Kon¬trolle mit den Verteidigern zu sprechen , zu rauchen und sichöfters zu beschäftigen. Sie müssen aber weiter StrasanstaltS »
kleidung tragen .

irurze Macbrlcbten
Sitzung des Sparsamkritsausschusses am 2. Februar . Der

Ausschuß zur Prüfung von Maßnahmen zur Sicherstellungsparsamster Finanzgebarung in Reich, Ländern und Gemein¬den ist von seinem Vorsitzenden, Reichsfinanzminister vr . Köh¬ler» zu einer ' Sitzung auf den 2. Februar nach Berlin berufenworden. Dem Ausschuß gehören der preußische, der badischeund der thüringische Finanzminister und der Präses der Ham-
burgischen Finanzdeputation an .

Berlängrrnng des Vertriebes der Hindcnburgmarken . Ent¬
sprechend den Wünschen weiter Kreise hat sich das Reichspost¬ministerium entschlossen , die Hindenburawertzeichen und Post¬marken noch bis Ende März durch die Postanstalten nach den
bisherigen Bestimmungen vertreiben zu lassen . Mit den Wert¬
zeichen können Postsendungen noch bis Ende Mai freigemachtwerden.

Die Demokraten für Brrreichlichung der Justiz . Die Reichs«
tagsfraktion der Deutschen Demokratischen Partei hat folgendeEntschließung eingebracht : „Der Reichstag wolle beschließen ,die Reichsregierung zu ersuchen, möglichst bald die Prüfungder Frage der Übernahme der Justizverwaltungen der Länder
auf das Reich vorzunehmen und dem Reichstag über das Er¬
gebnis Bericht zu erstatten .

"
Eine Klage gegen das „Berliner Tageblatt ". Die Reichs¬marineleitung hat wegen der Angriffe auf zwei ihrer Offi¬ziere , denen vorgeworfen wird, an den Waffenschiebungen inTirol beteiligt zu sein, Strafantrag gegen das „Berliner

Tageblatt " zu stellen.
Landrat a. D . vr . Constantin si. Der Leiter des deutschenund preußischen Landkreistages , Lanbrat a . D . vr . Cou-

stantin » ist nach längerem Leiden in Berlin verstorben.
Die Buchdrucker kündigen den Lohntarff . Der Vorstand des

Buchdruckerverbandes hat laut „Vorwärts " -den bis zum31. März 1828 laufenden Lohntaris gekündigt. Der Termin
für die kommenden Lohnverhandlungen steht noch nicht fest .

Einführung der RechtSfahrordnung tu Tirol . Der Tiroler
Landtag hat beschlossen, die Landesregierung aufzufordern »sofort bei der Bundesregierung in dem Sinne vorstellig zuwerden, datz die Linksfahrordnung in Tirol spätestens vor
Beginn der diesjährigen Fremdensaison aufgehoben und dannwieder die Rechtsfahrordnung eingeführt werde.

Lloyd George ist von seiner Südamerikareise nach London
zurückgekehrt .

Der König und die Königin von Afghanistan sind am Mitt¬
woch in Paris eingetroffen . Sie wurden vom Präsidentender Republik und dem Außenminister Briand empfangen .
Kurz nach ihrer Ankunft hat der König den Besuch -des Poasi -
denten der Republik empfangen .

Die ungarische Waffenschiebung. Nach einer Londoner
Blättermeldung wünscht die Mehrheit der Großmächte , ein¬
schließlich England und Italien , daß die Kleine Entente die
Angelegenheit der Waffensendüng von Szent Gotthard nicht
aufbausch« . — An der Affäre ist anscheinend auch Italien
beteiligt .

Das chilenische Prtroleumgesetz . Die Kammer hat , wie auS
Santiago de Chile gemeldet wird , den Gesetzentwurf der Re¬
gierung angenommen , nach welchem alle Petroleurnkonzesfio-
nen , mit Ausnahme derjenigen , die an Chilenen erteilt wor¬den sind, aufgehoben werden. Die Kammer bewilligte dann
10 Millionen Pesos für eine Untersuchung der Ölvorkommen
im Lande.

Der Kampf gegen die katholische Schule in Mexiko. Die
Polizei hat , wie aus Mexiko gemeldet wird, eine katholische
Schule geschloffen und im Zusammenhang damit etwa 20 Leh¬rerinnen verhaftet , die der Verteilung von Propagandaschriften
gegen die Regierung beschuldigt werden . Einige von ihnen
stammen aus angesehenen Familien des Landes .

Verschiedenes
Ein Bankier erschießt seine Familitz

WTB . Gotha» 26 . . Jan . (Tel .) Heute früh wurde in seiner
Wohnung der Inhaber der Bankfirma Gothaer Privatbank ,
Droste & Co ., Komm. -Ges., Heinrich Droste, im Schlafzimmer
mit seinen Familienmitgliedern , Frau und zwei Kindern im
Alter von 4 und 6 Jahren , erschossen ausgefunden . Wie die
Kriminalpolizei feststellte, hat Droste zueHt seine Frau , dann
die beiden Kinder und sich selbst erschossen. Die Ursache dieser
Handlung soll in zerrütteten Vermögensverhältniflen liegen.

Eine riesige Erbschaft
WTB . New Aork, 26 . Jan . (Tel .) Die Witwe von Stephen

Harknetz» der zusammen mit Rockefrller ffen. die Standard
Oil Company gegründet hatte , hat ein Vermöge» von 107
Millionen -Dollars hinterlassen , für das 18 Millionen Dollars
Erbschaftssteuer zu zahlen waren . Es ist dies das größte
Vermögen , das je von den Steuerbehörden - des Staates New
Mark verzeichnet wurde . Der Sohn des Verstorbenen , der bet
Hanpterbe ist, erhält über 80 Millionen Dollars .

Bombruattentat in Chicago
WTB . Chicago, 26 . Ja « . iTel . ) Auf den früheren Polizei »

ches, Fitzmorris , der jetzt , in der Stadtverwaltung tätig ist»
wurde gestern, abend vor seinem Hause ein Bombenattentat
verübt . Die Fassade- des HaufeA wurde schwer beschädigt , doch
wurde niemand verletzt.

I »



Nus dem badiscden Stastsvorsnscblag
» ach dem dem Badischen Landtag überreichten EtaatSvor -

«nschlaa (Borläuftger Gesetzentwurf über die Regelung de-
Staatshaushaltes fiir die Jahre 19W/29 betragen die »rdeut .
«chen Ausgabe« jährlich 281 210310 Ml und d,e ordentlichen
Einnahmen jährlich 275 812 780 M - D-re Mehrbetraa der
ordentlichen Ausgaben beträgt demnach jährlich 5 897750 Ml
und für die beiden Jahre 1928 und 1929 zusammen 10795180
Reichsmark. . ,

Dir außerardentlichrn Ausgaben betragen für tue beide »
Jahre 89 661 560 Mt und die außerordentlichen Einnahmen
26 157 130 Mt . Danach beläuft sich der Mehrbetrag der außer -
ordentlichen Ausgaben auf 13 494 420 Ml . Hierzu kommen
noch aufrechtzuerhaltende Kreditreste des außerordentlichen
Etats der Jahre 1926 und 1927 im geschätzten Betrage von
rund 18 300 Ml . Demnach werden für den außerordentlichen
Etat zusammen 13 512 720 Ml aufgewendet . Hieraus ergibt
sich ein Fehlbetrag für 1928 und 1929 von zusammrn
24 397 880 Ml . Der Bedarf für den umlaufenden Betriebs¬
fonds der allgemeinen Staatsverwaltung wird bis auf weiteres
auf 15 Millionen Reichsmark festgesetzt .

Landtag

In der Hauptabteilung I (Landtag ) sieht der Voranschlag
an Ausgaben jährlich 556 600 Mt vor, das sind gegen bisher
740 Ml weniger . Die Einnahme wird geschätzt aus 8700 Mt ,
das sind 1900 Mt mehr.

Staatsministerium
Hauptabteilung II (StaatSminifterium ) sieht an Ausgaben

244910 Ml vor gegenüber 212 220 Ml bisher jährlich ; das
Ivären also 33690 Mt mehr . Die Einnahmen sind mit 2300
Reichsmark eingestellt gegenüber bisher 200 Mt jährlich . Die
Gesandtschaft in Berlin erfordert eine Ausgabe von 79 910 Mt
jährlich gegenüber 69 400 Mt bisher , demnach 10 510 Ml
mehr.

Ministerium des Innern

Wesentlichhöher als die oben genannten Summen sind die für
die Hauptabteilung III (Ministerium des Innern ) angeforder .
ten . Die Ausgaben sind mit 61 045 100 Ml eingesetzt gegen bisher
jährlich 47 761050 Mi ; das wären also 13 284 050 Ml mehr.
Im außerordentlichen Etat sind für die beiden Jahre zusam -
men 3 230 400 Ml vorgesehen. Aus der Zusammenstellung
seien im folgenden die wichtigsten Ziffern hervorgehoben . Es
werden an Ausgaben verlangt : Für das Ministerium des In¬
nern jährlich ' 1114 600 Ml (mehr gegen bisher 58 200 Ml ),
Verwaltungsgerichtshof 96 700 Ml (3000 Ml mehr ) , Bezirks -
Verwaltung 8 167 400 OM (mehr 288 900 Ml ) , Polizei und
Gendarmerie 18 791 700 Ml (mehr 1288 000 Mt ) , Soziale
Versicherung 1 164 00 Ml (mehr gegen bisher 914100 Mit ,
Wohlfahrtspflege 16 428 500 Ml ( mehr 8 885 000 Ml ), Heil-
und Pflegeanstalten 6 866 200 Ml (mehr 393 300 Mi ) , Bade¬
anstalten 967 400 Ml (mehr 117 600 Ml ) , Landwirtschaft und
Ernährung 5 399600 Ml (mehr 769 050 Ml ) . Sämtliche Ab.
Teilungen mit Ausnahme des Polizeilichen Arbeitshauses , der
Landesfrauenklinik und der Beihilfen weisen höhere Ausgabe ^
als bisher auf .

Justizministerium
Hauptabteilung IV (Justizmmstrerium ) erfordert Gesamt¬

ausgaben in Hohe von 20 102 060 Ml jährlich gegen bisher
. 17 438 900 Ml (Mehr 2 663 160 Ml ) . Die Summe der Aus¬
gaben im außerordentlichen Etat beträgt 281700 Ml . Das
Ministerium erfordert einen Aufwand von 392 100 Ml (mehr
24 400 Mt ) Gerichte und Staatsanwaltschaften benötigen
8 820100 Ml (mehr 990 700 Ml ) , Notariate und Grundbuch¬
ämter 2 672 990 Mt (mehr 319 090 Ml ), Fürsorgeerziehung
aus Grund des ' Reichsgesetzes für Jugenlnvohlfahrt 109 ? 700
Reichsmark (mehr 139 500 Ml ), Strafanstalten 4 330050 Ml
(mehr 868 550 Ml ) . Die allgemeinen Ausgaben für die
Rechtspflege betragen 2 469 670 Ml (mehr 721 570 Ml ) .

An Einnahmen sind vorgesehen 13 355 500 Mt gegen
11967 100 M5 jährlich (mehr 1398 400 M ) . Die allgemeine
Justizverwaltung bringt Einnahmen in Höhe von 10 607 000
Reichsmark (1165000 Mt mehr ) . Die Strafanstalten 2 269 800
Reichsmark (mehr 123 700 Ml ) . Die Einnahmen im außer¬
ordentlichen Etat betragen für die beiden Jahre zusammen
11200 Ml .

Ministerium des Kultus und Unterrichts

Auch die Ausgaben für Hauptabteilung V (Ministerium des
Kultus und Unterrichts ) weisen eine Steigerung auf und zwar
in Höhe von 7 606 180 Ml . Der Voranschlag der Ausgaben
beläuft sich auf 76193100 Ml jährlich gegen bisher
68 687 000 Ml . Der außerordentliche Etat weist für die bei .
den Jahre zusammen 5156 330 Mt auf . An der Spitze der
Ausgaben steht das Unterrichtswesen mit 69118 680 Ml jähr¬
lich gegen bisher 61932 600 Ml , also mehr 7 186 080 Ml .
Dann folgen Wissenschaften und Künste mit 3 .198 500 Ml
(160000 Mt mehr) .

Die Einnahmen werden auf 20 182 300 Ml geschätzt gegen
bisher jährlich 17 262 600 Ml , also 2 919 700 Ml mehr . Die
Höchstsumme der Einnahmen rekrutiert sich aus dem Unter¬
richtswesen mit . 18 655 410 Ml jährlich oder 2 926 210 Ml
mehr gegenüber bisher . Wissenschaften u . Künste bringen eine
Einnahme von 1476 890 Ml gegen bisher 1 493 400 Mit, also
16 510 Ml weniger. ,

Rechnungshuf
In Hauptabteilung VI (Rechnungshof ) betragen di« jähr¬

lichen Ausgaben 265 810 Mt (gegen bisher 255 240 Ml , daS
sind 10 570 Ml mehr . Die Einnahmen belaufen sich auf
760 Ml gegen bisher 640 Ml .

Finanzministerium
Hauptabteilung VII (Finanzministerium ) weist von sämt¬

lichen Abteilungen die höchsten Ziffern auf , nämlich jährliche
Ausgaben in Höhe von 122 802 660 Mk gegen bisher jährlich
98 618 030 Mt , das find also 24 184 620 Ml mehr . Im außer ,
ordentlichen Etat kommen dazu noch 30 984 120 Ml für beide
Jahre zusammen hinzu . Aus den 16 Titeln des Voranschlags
grmfen wir folgende heraus : Der Aufwand für daS Mini -
fteriuM beträgt 492130 Ml (mehr 76330 Mt ) , jener für die
Steuerverwaltung 50 807 140 Ml (mehr 7 023 290 Ml ) , jener
für das Hochbauwcsen 1186 760 Mk (mehr 262 460 Ml ) , der
für Domänen und Forsten 16 675160 Mt (mehr 2 629 920
Reichsmark) , der für Waffer- und Straßenbau 11 563 160 Ml
(weniger 784 720 Mt ) , der für Hasenverwaltung 1703 430
Reichsmark . (mehr 316 290 Mt ) . Die Ausgaben für Ruhe¬
gehalte und Hinterbliebenenversorgung sind mit jährlich
21 517550 ' Mt eingesetzt (mehr 1 410 700 Ml ) .

An Einnahmen find jährlich bei . diesem Ministerium
204 934 480 Mt vorgesehen (mehr 17026 660 Ml ) . Weiter
beträgt die Einnahme im außerordentlichen Etat für die bei - '

den Jahre zusammen 23 069 000 Ml . Die Steuerverwaltung :
hat eine Einnahme von -171082 600 Mt (mehr 16 620 700 Mt ),
Domänen und Forsten 23 552 250 Mt (mehr 3 084 260 Mt >,
Waffer. und Straßenbau 5952300 M ( gegen -bisher jährlich
7 504 300 Mt oder 1562 000 Mt weniger Hafenverwaitimg
1 711 800 Mt (mehr 226650 Mk)

Nm»r<isati««skaffe
Der Voranschlag der Amortisationskaffe sieht an Ausgaben

9657888 Mt vor gegenüber bisher jährlich 6360440 Ml , das
sind 8806896 Mt mehr. Die Einnahmeziffern find die
gleichen .

Vsdiscber Landtag
DZ . Karlsruhe , 26. Jan .

Die Obstruktien der Semmunistrn
Auch in der Nachmittagssitzung verharrten die Kemmunisten

in ihrer Obstruktion , über jeideS einzelne Gesuch mußte be¬
richtet werden und dazu ergriff stets ein Kommunist das
Wort . Rur bei einer Eingcwe wegen Ermäßigung bar Ge-
bäuidvfonbersteuer enffpann sich «in« längere Debatte über
die Frage , ob der Landtag zuständig sei. bei Betreffen , die
bereits oaS Staatsministerium passiert haben , und auf Grund
der bestehenden Gesetze ihre Erledigung fanden , in eine
materielle Erörterung einzutreten .

Die Aussprache endigte mit der Zurückverweisung des in
Frage kommenden Gauchs an «den Ausschuß. Die Ange¬
legenheit wird zunächst zur Hevbeisührung einer grundsätz¬
lichen Stellungnahme in den Fraktionen besprochen werden .

Gegen H6 Ahr konnte der Präsident die Sitzung schließen.
Nächste Sitzung unbestimmt.

★
FraktionSfihungew

Am kommenden Dienstag werden sämtliche Fraktionen
Sitzungen abhalten , um zu den in der Etatsdebatte des Fi¬
nanzministers aufgeworfenen grundsätzlichen Fragen Stellung
zu nehmen.

Die deutsche Patzkontrolle Inden internationalen
Zügen

Um die langen Wartezeiten für die internationalen Züge
auf dem badischen Bahnhof zu Basel abzukürzen , wurde zwi¬
schen der Schweiz und Deutschland ein Abkommen über die
Regelung der Zoll-Paßkontrolle der Verbindungsbahn Basel
Schweizer Bundesbahnhof, badischer Bahnhof getroffen .
Deutschland wird das Recht zugestanden, auch vollständig«
Zoll- und Paßkontrollen in den Zügen der Verbindungs¬
bahnen von Basel-Bundesbahnhof nach Basel badischer Bahn¬
hof vorzunehmen . Die Paßnachschau kann sowohl von deut¬
schen Polizeibeamten , als auch von deutschen Zollbeamten vor¬
genommen werden. Im Bundesbahnhof zu Basel , zu dem sie
sich nach Möglichkeit mit den Zügen der Verbindungsbahnen
zu begeben haben, soll ihr Aufenthalt auf das unumgänglich
notwendige Mindestmaß beschränkt werden. Die Amtshand¬
lungen beschränken sich auf die Feststellungen , ob die nach
Deutschland Einreisenden deutschen Patz- und Zollvorschriften
Genüge tun oder nicht . Im Falle eines notwendig werdenden
Einschreitens haben sich die deutschen Behörden ohne Rücksicht
aus die Staatsangehörigkeit des Fehlbaren an die Schweizer
Beamten zu wenden.

AnS den Parteien
Am Sonntag versammelte sich in Baden -Baden der Handrls -

und Jndustriebrirat der badischen Zentrumspartei » um zu
schwebenden wirtschaftlichen Fragen Stellung zu nehmen .
Außer Finanzmimster Dr. Schmitt hatten sich auch der Land¬
tagspräsident Or. Baumgartner , verschiedene Landtagsabgeord¬
nete und der Vorsitzende

' des württembergischen Beirates ein¬
gefunden .

'
Tie Aussprache war ziemlich erschöpfend . Ihr lagen etwa

folgende Hauptgedanken zugrunde : Da die heutige Lage der
verarbritenden Industrie äußerst ernst sei , Klein - und Mittel¬
industrie einen schweren Weg gehen , werde die Steuergesetz¬
gebung gut daran tun , in Zukunft mehr als bisher bei Neuvor »
lagen vorher sich konkrete Unterlagen aus dem Volke zu be¬
schaffen ; denn es bestehe die Gefahr , daß die Wirschaftsver -
mügen fiskalisch ausgehöhlt werden. Dazu verfüge die ver¬
arbeitende mittlere Industrie nicht über das nötige Geld zur
Modernisierung und Ra ' onalisterung ihrer Betriebe . Große
Kapitalien fließen dem Fiskus zu. Den unternehmenden
Kräften in Landwirtschaft, Handel und Gewerbe dürften nicht
die Hände gebunden werden und zwar nicht zuletzt aus dem
Grunde , weil sie doch den besitzlosen Volksgenossen Arbeit ver¬
schaffen sollen . Die Anleihepolstik des Reichsbankpräsidenten
wurde lebhaft kritisiert. Dazu wurde eine Reduzierung der
Zinssätze verlangt . Von staatspolitisch konsolidierender Be¬
deutung wäre eine Stärkung der Stellung des Finanzmini -
strrs . Man müsse ein Vetorecht anstreben , das das Kabinett
und der Landtag nur mit qualifizierter Mehrheit aufheben
könne . Auch Mißtrauensvoten gegen den Finanzminister dür -
ten nur mit derselben qualifizieren Mehrheit ausgesprochen
werden . Geschaffen werden müsse eine reichsgesetzliches Ver¬
hältnis zwischen Einkommen- und Besitzsteuer. Auch das Ka¬
pitel Einheitsstaat wurde angeschiiitten und dabei die Parole
ausgegeben : „Hände weg vom Einheitsstaat ! " Der Einheits¬
staat drücke Baden vollends wirtschaftlich an die Wand , weil
bereits heute der wirtschaftliche Schwerpunkt im Norden liege.

Die nächste Tagung wird zusammen mit dem württember¬
gischen Beirat der Zentrumspartei in Pforzheim stattfinden .

4-
Ter „N . Bad . Landesztg .

" zufolge hat nun auch die Reichs¬
partei fiir Bolksrecht und Auswertung gegen das Land Baden
beim Staatsgerichtshof Klage wegen Wahlrechtsbeschränkung
eingereicht.

Tagungen
Der Berein für Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik

e . V . hat die Mitglieder feines Vorstandes und Arbeitsaus¬
schusses sowie hervorragende Kommunalpolitiker , Vertreter der
Ministerien und der Presse zu einer Tagung eingeladen , die
am 28. Januar in Mannheim stattfinden wird . Dabei werden
Berichte erstattet über Das Problem der Großgemeind «. Be¬
richterstatter : Ministerialdirektor Or. v. Leyden, Preußisches
Ministerium des Innern , Berlin . Währung und Anleihen .
Berichterstatter : Alfred LanSburgh» Herausgeber der Zeit¬
schrift „Die Bank", Berlin . Die Teilnahme von Gästen ist
nach vorheriger Anmeldung bei der Geschäftsstelle des Ver¬
eins . Berlin -Friedenau , Rheingaustr . 25, gestattet . -

Chir«rgischkr Kongreß. Am 28 . Januar wird in Hridel -
berg der mitielrheinischc Chirürgenkongretz abgehalten wer¬
den.

Verband der Groffistrn des EdelmetallgewerbrS . Die Be-
zirlsgruppen Württemberg und- Baden des Verbandes der
Grossistei » des Edelmetallgewerbes e . V . hielten in Pforzheim
eine -gemeinsam« gut besucht« Mitgliederversammlung ab.
Der VerbandSdireltor , Or v. Ackermann, Berlin , sprach über
die augenblicklich wichtigsten Grohbandelsfragen . Er führte
aus , daß die Bedeutung des Grossisten für die Abfatzsteue-
rung auf . dem deutschen Markt von den Fabrikanten jetzt
rückhaltlos anerkannt werde.

LandeSauSichußfltzung des Badischen Berkehrsverbandes .
Der Landesausschuß - des Badischen Berkehrsverbandes tritt
am 30 . Januar in Karlsruhe zu einer Arbeitssitzung zusam¬
men. Die Tagesordnung umfaßt mehrere für daS badische
Verkehrsleben wichtige Punkte , von denen , die Durchführung
einer erweiterten Berkehrspropaganda in diesem Jahre beson¬
ders hervoriubeben ist.

Gemeinde - irundsGau
Der SU . bau in Heidelberg. Der Hetdelberger Stadira ! . A

den bereits einmal abgeänderten Entwurf des von der Heu¬
berger Herrenmühle geplanten hart umkämpften Siloban .-s
abgelehnt , weil er eine Beeinträchtigung des LandschaftSbiU -4
darstelle . Nunmehr wird sich noch der Bezirlsrat mit dieser
Sache zu befaffen haben.

Etirgermeistrrwahl in Baden -Baden. Die Neuwahlen iür
den Posten des Oberbürgermeisters und des Bürgermeister »
in Baden -Baden sind nach Beschluß des Stadtrates auf den
8. Februar festgelegt.

Der Bürgerausschuß Eitlingen beschäftigte sich mit der Vor¬
lage betr . Feststellung und Aufbringung des endgüliigen un¬
gedeckten Aufwandes für das Rechnungsjahr 1927/28 Rach
etwa dreistündiger Beratung wurde der Antrag des Gemeinde -
raies mit 36 gegen 26 Stimmen genehmigt. Dagegen stimm-
ten die Fraktion der Wirtschaftspartei geschlossen, die Ver -
einigte Liste und der größere Teil der Bürgervereinignng .
Die Demokraten enthielten sich der Abstimmung. Der Betrag
des ungedeckten Aufwandes von 310000 Ml ist wie folgt um-
zulegen : Zur Aufbringung der auflagepflichtigen Werte des
Bürgernuhens mit 18 94? JM und zur Aufbringung der rest¬
lichen 291053 Mt werden folgende Steuersätze erhoben : 1 . nuS
dem Grundvermögen 83 2 . aus dem Betriebsvermögen
33 je pro 100 Ml Steuerwert , 3 . aus Gewerbeertrag bi »
zu 10 000 Ml 4,95 Mt , über 10000 Ml 6,19 Ml je pro 10Q
Reichsmark Steuerwert .

Preisausschreiben für ein Werbeplakat für Bad Dürrhrino .
Die Kurverwaltung Bad Dürrheim setzt drei Preise , 300 , 200
und 100 Ml für die besten Entwürfe eines Werbeplakate »
aus .

Der Verzicht auf einen Oberbürgermeistern»^ » i» Lörrach.
Nach dem Wegzug von Oberbürgermeister Or. Gugelmeirr in
Lörrach, der über 20 Jahre an der Spitze der Stadtverwaltung
stand, wird der Posten eines Oberbürgermeisters in Lörrach
vorläufig nicht wieder besetzt werden. Der seit 1923 amtie¬
rende Bürgermeister Or Graser soll nach einem Beschluß des
Stadtrates die bürgerlichen Fnnktionen ohne Oberbürger¬
meister ausüben . Bei seiner Abwesenheit übernehmen die
Stadträte abwechselnd seine Vertretung . Zu dem Beschluß
hat die wesentlich geringere Inanspruchnahme des Bürger¬
meisters den Anstoß gegeben . "Die städtische Polizei ist seit
dem vorigen Sommer verstaatlicht, das vordem bestehende Ge¬
werbe- und Kaufmannsgericht ist als Arbeitsgericht dem Amts¬
gericht angegliedert worden, auch haben sich die Geschäfte de»
städtischen Wohnungsamtes bedeutend vermindert .

Bei der Biirgermeiftrrwahl für die Gemeinden im Glotter¬
tal erhielt Emil Sifringer die meisten Stimmen , nämlich 80.
Andere Bürger erhielten 30 und weniger Stimmen . Da aber
kein Kandidat ausgestellt war , gilt die Wahl nicht . Immerhin
hat der erstgenannte die meiste Aussicht für Übertragung de»
Bürgermeisterpostens .

166 Jahre Gemeinde Aach. Die Gemeinde Aach (Aint
Waldlirch ) kann in diesem Jahre auf ein hundertjährige »
Bestehen zurückblicken . Sie ist entstanden aus den beiden frü .
Heren Gemeinden Unterhach mit 3220 Seelen und einem
Stabhalter und Oberyach mit 326 Seelen und einem Vogt.
Seither stehen an der Spitze Bürgermeister , deren erster
der Vogt Christian Burger aus dem Reichengrund war .

Dir Einwohnerzahl von Singen a . H . beläuft sich am
1. Januar 1928 auf 13 651 . Gegenüber der Vorzäbküng vom
16 . Juni 1925 wäre dies ein Mehr von 2181.

Kiuderschulneubau in Leopoldshüh«. Um den in Leopolds¬
höhe als notwendig empfundenen Neubau einer Kiiidevschul «
zu ermöglichen, hatte man beschlossen, Zeichenscheine über j«
10 Mt auszugeben . Das große Interesse der Bevölkerung
zeigt sich darin , daß bereits die ersten 5000 Mt überschritte»
find, so daß man hofft, bis Ostern die Grundsteinlegung fü »
den Kinderfchulneubau vornehmen zu können .

Aus der Landeshauptstadt
90. Geburtstag . Buchdruckereibefitzer Ernst Stieß kann heut »

bei bemerkenswerter körperlicher und geistiger Frische seinen
90. Geburtstag feiern . Er wurde im Jahre 1838 in Türmen »
(Mühlacker) geboren. Im Jahre 1882 siedelte er von Stutt¬
gart nach Karlsruhe über, , wo er eine kleinere Druckerei er¬
worben hatte , die er zu guter Entwicklung brachte . Noch heute
nimmt der Jubilar an den Bestrebungen des Buchdruckerver¬
eins regen Anteil .

Todesfall . Im 86 . Lebensjahr starb in Baden- Baden Pri¬
vatier Friedrich Feuerstacke . Er war in Karlsruhe durch seine
Tätigkeit als Theaterkritiker bekannt.

Farbe im Stadtbild . Die im Badischen Landesge-werbeamt
in Karlsruhe veranstaltet« Ausstellung „Die Farbe im Stadt¬
bild" wurde von 3000 Personen besucht. Hierdurch ist bewie¬
sen, welches Interesse in den weitesten Kreisen für dieses
Problem besteht.

Süddeutsche Banknoten ln Berliner Hotels. Die Verweige¬
rung badischer Banknoten als Zahlungsmittel außerhalb Ba¬
dens hat zu verschiedenen Mißständen geführt , die leider noch
nicht überall beseitigt sind . Um die Gäste vor unnötigen Geld .
Wechslergeschäften zu schützen, hängt in den Berliner Hotels
ein Plakat aus , daß süddeutsche ' Banknoten in Zahlung ge¬
nommen werden .

Colosseum-Theater Karlsruhe . Die Revue „DaS lebende
Magazin ", ein Reifen von Schönheit, Liebe nNd Leidenschaft,
welche unter der Direktion des Herrn Em . Tausig , hier solche
Erfolge errang , bleibt stur noch bis einschließlich 31 . d. Mts .
hier . Am kommenden Sonntag , den 29. , ist die letzte Nach¬
mittagsaufführung mit ungekürztem Programm , die beton »
ders den auswärtigen Besuchern empfohlen wird . Ab Mitt¬
woch, den 1 . Februar , trifft die Weltsensation, der König der
Artisten , „Sylvester Schaffer", mit einem erstklassigen, hier
noch nie gezeigten Varietöprogramm ein. Bisher war ein
Gastspiel dieses Universalkunstlers . nie möglich gewesen, da
di« alten Buhnenverhältnisse bei weitem nicht ausreichten »
um all die Requisiten und Ausstattungsstücke, Tiere usw.. zu
fassen. Für Freunde echter Varietökunst sei dieses Gastspiel
ganz besonders empfohlen. Karten in den bekannten Vor¬
verkaufsstellen .

Wetternachrlchtendienst der Badischen Landcswetterwart »
Karlsruhe . Die Randstörungen der Nordmeerzyklone find
gestern rasch nach Nordosten abgezogen . Auf ihrer Rückseite

S
elen in unserem Gebiet nur noch geringfügige Niederschläge.
m Bereich des mitteleuropäischenHochdruckgebietes ist infolge

Aufheiterung , und starker , nächtlicher Ausstrahlung die Tem¬
peratur beträchtlich gefallen, aber in der Rheinebene kam e»
zu Nachtfrösten. Die neue isländische Zyklone hat bereits die
Westküste des ,Kontinents erreicht . Daher wird später .auch in
Nortchaden stärkere Trübung einsetzen, während Südbaden
unter Föhnlage - vorwiegend heiter bleiben , wird. WetterauS -
stchte« für Freitag , 27. Jan . : Vielfach heiter, tagsüber mild ,
später , besonders in Rordbaden, Bewölkungszunahme,- südwest¬
liche Winde —



Hrurze Rscbricbten aus Baden
DZ . Heidelberg 28. Jan . Der »ll- e« ri«e Studentenaus¬

schuß bat gestern auf Antrag der großdeutschen Studenten »
acmeinschaft mit Stimmenmehrheit die Erklärung abgegeben,daß die Heidelberger Studentenschaft sich nach Änderung des
Ausländerparagraphen ihrer Verfassung und nach Aufforde¬
rung des Vorstandes der deutschen Studentenschaft wieder als
Mitglied der deutschen Studentenschaft betrachte. Die Ver¬treter der freien Hochschulgruppe, der Gorresgruppe der Sozial¬demokratie erhoben hiergegen Einspruch beim Rektor der Uni¬
versität mit der Begründung , daß der Beschluß verfassungs¬widrig sei, weil für ihn die Zweidrittelmehrheit nötig wäre .

DZ . Erbach (Amt Mosbach) , 26. Jan . Ein seit 1915 ver¬
mißter ooljn der Familie Schott ist am vergangenen Sonntag
glücklich aus Rußland zurückgekehrt. Er war 13 Jahre in
russischer Gefangenschaft.

DZ . Bugsingen , 23. Jan . Das Kaliwerk Bugginge« kannin seinen oberirdischen Anlagen nunmehr als ziemlich auS-
gebaut gelten . Von den beiden Feldern ist das eine, „Baden ",ebenfalls fertig , der Ausbau des zweiten Feldes „Markgräf¬ler "

, dürfte in einem Vierteljahr soweit sein. Dann kannder Bollbetrieb de? Werkes ausgenommen werden.
DZ . Klein -Laufenbnrg , 24 . Jan . In diesem Jahre kanndas Kraftwerk Kleinlaufeuburg auf sein 2üjShrtgeS Bestehen

zurückblicken . Das Aktienkapital bestand bei der Gründungaus 18 Millionen 3M. Interessant ist . zu erfahren , daß der .ermordete Minister Walter Rathenau dem Gründer -Berwal - .
tungsrat angchörte .

DZ . Bierbronnen (Amt Waldshut ) , 23. Jan . BürgermeisterEbner kann dieser Tage auf eine 25jährige Tätigkeit als Bür¬
germeister der Gemeinden Bierbronnen -Heubach-Rohr zurück -
bltcken.

DZ . Radolfzell , 28 . Jan . Einer der bekanntesten badischenGroßindustriellen , der Generaldirektor der PumpenfabrikG . Mweiler A .-G . hier , Karl Wolf se» ., feiert am -samstag ,den 28 . d. Mts ., seinen 78 . Geburtstag . Er trat im Jahre1872 als Schlofferlehrling in den «damals noch ganz kleinen
handwerksmäßigen Betrieb ein , war dann mehrere Jahreals Schlossergeselle auswärts tätig , und rückte nach seinemWiedereintritt in die Firma , die ihren Betrieb inzwischennach Radolfzell verlegt hatte , sehr rasch zum Leiter und Mit¬
inhaber der Firma vor, die ihren glänzenden Aufstieg zueiner Weltfirma zu einem großen Teil seiner Tüchtigkeit zuverdanken hat . Der Betrieb beschäftigt heute zirka 600 Ar¬beiter und Angestellte. Generaldirektor Wolf ist Ehrenbürgerunserer Stadt .

Verscbledenes
Ei » 50008 Dollar «»,rbot abgelehnt

WTB . New Kork) 26 . Jan . (Tel . ) Bon zuständiger Seitewird gemeldet, daß ein Zusammentreffen zwischen Dr. Peltzerund Lloyd Hahn für den 10. Februar gesichert ist . Zweifel be¬stehen nur noch über die Länge der Strecke, und zwar kommtein Lauf über 800 oder über 1000 Uards in Betracht . Die
amerikanischen Zeitungen nehmen an dem bevorstehendenWettlauf De Peltzers lebhaftes Interesse . So beschreibt die
„Tribüne " in einem Leitartikel ausführlich die gesamte leicht -athletische Entwicklung De Peltzers . Zum Schluß bebt sie ganzbesonders die Tatsache hervor , daß Dr. Peltzer vas Angeboteines Unternehmers , der ihm 50000 Dollars für einen Startanbot , ablehnte .

Dsndel und Mirtscbutt
Berliner Devisennotierungen

26 . Ja ». 26. Jan.
Mk Seit» «e» Ortet

Amsterdam 100 G. 169 .06 169 .40 169 .01 169 .35
Kopenhagen 100 Kr. 112 .25 112 .47 112 .25 112 .47
Italien . 100 L. 22 .195 22.235 22 .19 23 .00London ' . 1 Pfd . 20.43 20.47 20.424 20.464
NewUork . 1 D . 4.1910 4 .1990 4.1900 4.1980
Paris . 100 Fr . 16.47 16 .51 16.465 16.505
Schweiz . 100 Fr . 80.705 80.865 80.72 80.88Wien 100 Schilling 59.08 59 .20 59 .075 59 .195
Prag . . 100 Kr. 12.422 1 '• 142 12 .421 12.441

Ein französischerStaatSkommiffar für die Frankfurter Früh -jahrSmeffe. Die französische Regierung beteiligt sich offiziellan der Frankfurter Frühjahrsmesse . Vom französischen Mini¬sterium für Handel und Industrie ist nunmehr ein Organisa¬tionskomitee,dafür gebildet und als Präsident dieses KomiteesHerr A. Bertrand -Taquet ernannt worden . Er wird als
Staatskommissar alle Vorarbeiten der französischen Industrieund des Handels für die Frühjahrsmesse leiten.Die alljährliche Ostpreußenschau «nd Auktion der Land¬
wirtschaftskammer Ostpreußen findet diesmal wieder imZirknS Busch in Berlin statt , mit folgender Zeitfolge : Sonn¬tag . 28 . Januar , vorm. 10 Uhr : Jnteressentenvorfchau , Diens¬tag , 31 . Januar , vorm. : Prämiierung , nachm. 3 Uhr : offi¬zielle Vorführung , Mittwoch, 1 . Februar : Auktion. Allabend¬
lich 28 .—31 . Januar werden abteilungsweise die Men Pferdeauch innerhalb des Zirkusprogramms vorgeführt , wofür die

Direktion in entgegenkommender Weise den Inhabern vonDauerkarten zur Ostpreußenfchau ein« Preisermäßigung von50 Proz . auf Parkett - und Logenplatz eingerüumt hat .

Staatsanzeiger
Heilfürsorge für die Polizei .ES besteht Veranlassung darauf hinzuweisen, daß sich der

Anspruch auf freie ärztliche Behandlung der Familienange¬
hörigen der auf Zeit angestellten Polizei , sowie der Familien¬angehörigen derjenigen lebenslänglich angestellten Polizei¬beamten, denen auf Grund der vorläufigen Übergangsbestim¬
mungen zum Polizeibeamtengesetz (Erlaß vom 3. September1827 Nr . 88 254 — Gendarmerieverordnungsblatt Seite 71 ff.i
Heilbehandlung nach den für die auf Zeit angestellte Polizeimaßgebenden Bestimmungen gewährt wird, nur auf diejenigenArztlosten erstreckt, die durch die kaffenärztlichen Verrechnungs -
stellen verrechnet werden.

Die bei Aufnahme in eine Privatklinik oder in ein Kran¬
kenhaus entstehenden Arztkosten können auf Antrag in Höheder Kaffensätze nur dann auf die Staatskasse übernommenwerden, wenn der behandelnde Arzt auf Grund eines Ver¬
trags mit dem betr . Krankenhaus berechtigt ist, Privatrech¬
nung zu stellen.

Karlsruhe , den 23. Januar 1828.
Der Minister des Innern :

I . A. : Dr Barck .
Dem Verein zur Erhaltung kirchlicher Baudenkmale in Eh¬lingen wurde die Erlaubnis zum Losvertrieb in Baden er¬teilt .
Karlsruhe , den 21 . Januar 1828 .

Der Minister des Innern :
_ I . V. : Föhrenbach

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungeu ustv

der planmäßige« Beamte«
Aus dem Bereich des Ministeriunls des Jiincru

Ernannt :
Zum Gendarmeriekommissär Gendarmerieoberwachtmrister

August Metzger in Neckarbischofsheim , Amt Sinsheim .
Gestorben :

Oberlehrer Josef Hellster» in Murg , Amt Säckingen.
Kanzleiassistent Franz Hnrst .
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Im große» Saal der städtische« Festhall «
Mittwoch, den 1. Februar 1828 , abends 8V. Uhr

MWe AnWiiiig für
~

uni)m *
E s sprechen :

Herr Dr . med . H . Michern , Bielefeld ;
Frau Krnkenverg - Conze » Kreuznach, Vorstandsmitglied des Evang .

sozialen Kongresses;
Herr Prälat Dr . Kretttz , Freiburg , Präsident des Deutschen Caritas¬verbandes .
An der Orgel : Herr Stadelhofer . Meisterschüler des Badischen Kon¬

servatoriums -

Vom 30. Januar ab Eintrittskarten zu 30, 50, 80 1 und 2 XM
einschl . Einlaßgeld 79

Buchhandlung Kundt , Kaiserstraße ; Herder , Erbprinzenstraße ;
Evang . Schriftenvertrieb , Kceuzstraße ; Danzeisen &

Merkte , Ludtvig-Wilhelm-Straße ; Zahn er , Nelkenstraße
Außerdem am 1 . Februar an der Abendkasse Festhalle, Westseite

SmtunniiiiniiiiHiiiiiiiiiiiiHnHiniuniiiiiiiiiiiiimiiituiiiiiiiHiiiiuiiiiiiiiiiiiiiiiHiiiiiiiiitHiiiifiiiiiHiiiminifiiiiiiin

MMilMll unü Mion
während der landwirtschaftlichen Woche

am 29. und 31 . Januar und 1. Februar in Berlin

im Zirkus Busch
Sonntag . de« 8». Ja ««ak. vormittags 10 Utzer Jnterestentendorscha«Dienstag, de» » 1 . Januar , vormittags SV, Uhr » Prämiier ««g

nachmittags S Uhr: Borführnng
Mittwoch , den 1 . Februar , 10 Uhr vormittags : Auktion 83
Lnndwirtschaftskainmer für die Provinz Ostpreußen

HI M j | m jtL ! — bitte bei allen Einkäufen und Bestellungen Bezug
A - nn ? auf die Anzeigen in der . Karlsruher Zeitung "

von
Die Badisch« Wasser- «nd

Stratzenbandireklion inKarls -
ruhe vergibt gemäß Verord¬
nung deS Finanzministe¬rium » über das Verding-
ungSwesenvom22.Julil822

o«e Ausführungarbeiten auf den
Landstraßen in

Die Verdinge
lagen können von
Voreinsendung de
von 2 xs bezöge

Angebote mit
schrist . Walzarbe

stnd bis längstens Freitagde« 10 . Febrnar 1928 , vor¬
mittags 10 Uhr. verschlossenund portofrei bei uns ein¬
zureichen. zu welchem Zeit¬punkt die Öffnung der ein¬
gelaufenen Angebote statt-findet. M .401

Zuschlagsfrist eineWoche .

Mitte Februar erscheint :

Handbuch
für die

Gendarmerie und Polizei Badens
Herausgegeben

mit Ermächtigung des Ministeriums des Innern
von

HERMANN JUNG
Regierungsrat im Badischen Ministerium des Innern

etwa 240 Seiten 5 XJi
Bei Vorausbestellungen wird ein Vorzugspreis eingeräumt

Das in Ganzleinen gebundene Handbuch gibt in
alphabetisch geordnetem Stichwortverzeichnis alle die
Vorschriften und Bestimmungen und deren Quellen, die
der Polizei - und Gendarmeriebeamte als Sicherheits¬
beamter und als Hilfsbeamter der Staats¬
anwaltschaft in Baden kennen muß, und deren
Wissen ihm im Dienst jeden Augenblick nötig werden kann .Es bildet als Lehr - und Nachschlagebuch für die Hand¬
habung des täglichen Dienstes -' es Sicherheitsbeamten
ein leichthandliches und erschöpf» des, die Richtlinien
seines «dienstlichen Handelns bezeichnendes Auskunfts¬
mittel . Auch für die Bürgermeister der kleineren Ge¬
meinden, denen die Ausübung der gemeindlichen Orts¬
polizei übertragen ist, wird die Arbeit des bekannten
Referenten im Bad . Innenministerium (Verfassers der
bekannten Erläuterungen zur Dienstweisung für die
Gemeindepolizei) ein unentbehrliches Hilfs¬
mittel sein.

VERLAG G . BRAUN , KARLSRUHE
== = == Bitte ausschneiden und einschicken = = = ==

Unterzeichneter bestellt unmittelbar vom VerlagG. Braun in Karlsruhe

. . Ex . Jung : Gendarmerie • Polizei - Handbuch
(& XS ) zum Vorzugspreis von 4,4o XJi

Die Bekämpfung der Aaftnachts-ausschreitnngen.
Auf Grund der 88 30, 59 , 63 des Polizeistrafgesetz-

bucheS und des 8 Äi0 Ziffer 11 Reichsstrafgesehbuchwird zur Verhütung von Ausschreitungen zum Schutzedes Publikums , sowie zur Aufrechterhaltung der öffent¬
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit folgende

Anordnung
für die Städte Karlsruhe und Durlach getroffen :I . Öffentliche karnevalistische Umzüge bedürfen der
vorherigen Erlaubnis der Polizeidirektion.

II . Für Fastnacht - Sonntag , -Montag und -Diens¬
tag ist verboten:

a ) das Tragen von Gesichtslarven auf öffentlichenStraßen und Plätzen in den Städten AarlSruheund Durlach,
b) das Gesicht bis zur Unkenntlichkeit zu bemalenoder zu vermummen .
Die vorstehenden Verbote finden auf solche Umzügeder Karnevalgesellschaften, die polizellich genehmigtsind, erst dann Anwendung, wenn sich dieselben auf¬

gelöst haben.
Das Verbot bezieht sich nicht auf Kinder unter14 Jahren .
III . Für die Zeit bis Aschermittwoch :
DaS Konfettiwerfen und das Werfen von Knall¬

erbsen auf öffentlichen Straßen und Plätzen, sowiein Wirtschaften wird untersagt .
Außerdem wird auf folgende Vorschriften, Anord¬

nungen und Verbote besonder- hingewiesen:
1. Geifllnhe Kleidung und Uniformen der Polizei,de» Heeres und der Marine dürfen nicht getragenwerde« .
2. Belästigungen von Paffanten , insbesondere weib»

Druck G. Braun . Karlsruhe

licher Personen , sowie der Gebrauch von Feder¬wedeln wird als grober Unfug bestraft .
3 . Das Einsammeln von Geld durch umherziehendeMusikanten und maskierte Personen wird als

Bettel bestraft .
4. Das Behängen der Quer - und Stromleitungs¬

drähte der elektrischen Straßenbahn , mit Papier¬
schlangen und dgl. ist verboten.

5 . Die Verübung ruhestörenden Lärms mit Trom¬
peten, Schalmeien und ähnlichen Instrumentenam Fastnacht-Sonntag in der Umgebung von
Kirchen während der Abhaltung von Gottesdiensten
ist strafbar .

6 . Das Mitführen lebender Tiere durch einzelneMasken bei Faschingsveranstaltungen in geschlos¬
senen Räumen und auf öffentlichen Straßen und
Plätzen ist verboten.

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehende Anord¬
nung werden nach den einschlägigen Bestimmungendes Reichsstrafgefetzbuches, Polizeistrafgesetzbuches undder Straßenpolizeiordnung bestraft . M -402

Karlsruhe , den 19 . Januar 1626 . O .-Z . 5
Bezirksamt . — Polizeidirektion C.

Das Stoffamt der ReichS-
bahndirektio« Karlsruhe ver¬
steigert Dienstag, 81 . 1. 28,8 Uhr beginnend gegenBar¬
zahlung im Gerätehaupt¬
lager Karlsruhe alter Per¬
sonenbahnhof, Eingang
Rüppurrerstr . alte Geräte,
darunter eiserne Schränke,
Werkbänke, Hobelbänke,
Schraubstöcke , Winden , Zei¬
chentischböcke, Dezimalwaa -
gen, Hebezeuge, Tische,Bänke, Spiegel , Roßhaar ,
Abfallholz, Altmetalle , eine
Schreibmaschine, Feilen ,
Schlosser - und Schreiner¬
werkzeuge . M . 397

Für den Neubau eines
Zolldienstwohngebäudesam
Sägerweg in Neuenburg
sind die Rohbauarbeiten
lösweise zu vergeben-

I . Erd-, Maurer -, Fließen-
u .Asphaltarbeiten , II . Putz-,III . Beton- u . Eisenbeton-,IV .Steinhauer -.V .Zimmer-,VI . Dachdecker-, VII . Blech¬
nerarbeiten .

Die Unterlagen können
täglich von 8—12 Uhr und
3—6 Uhr beim Bezirksbau¬
amt Lörrach eingesehenund
daselbst Angebotsvordrucke— solange vorrätig — in
Empfang genommen wer¬
den. M399

Angebotesind verschlossen
mit entsprechender Auf¬
schrift (Bau und Losbezeich¬
nung ) bis zum Montag,
de» 6. Februar 1928 einzu¬
reichen .

Eröffnungstermin um 10
Uhr für die Lose I . u . II .
um IG/ , Uhr für die LoseIII . u . IV . um 11 Uhr fiirdie Lose V . u . VII .

Zuschlagsfrist, zugleich
Bindefrist des Bieters läuft
ab am 20. Februar 1828 .
Lörrach, 24. Februar 1928 .

Bezirks - Bavantt.

MW« LandesthM
Freitag , 27 . Januar 1828
* F17 Th . - Gern . 701—800

und 901 —1000

In Szene gesetzt von
Felix Baumbach

Frau Samson ZieglerErika Bertram
Schiroga Prüter
Julius Schulz-Breiden
Viersuß Höcker
Gräfin Ermarth
Schumpeter Gemmecke
Kummer Brand
Natterer von der Trenck
Kilian Müller
Man » Dahlen
Samson Kienscherf
Anfang 20 Ende 22V.
I . Rang u . I . Sperrsitz 5 Lckk
Sg .28. Jan . Uraufführung :
Nero «nd Akte . So . 29 . Jan .
Nachmittags : Max «. Moritz .
Hierauf : Die Pnppenfee .
Abends: Die Macht deSSchick-
falS . Im Konzerth. : Zum

erstenmal : Der Hexer.

NalckslraSe 16
Telefon 5599

Bis 1 . Februar
täglich

Die groBe
REVUE

Das
lebende
Magazin
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